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Postauto findet Gefallen
an Baidus Robotaxis
Nach Testfahrten ist für 2027 ein regulärer Betrieb geplant

LUCIA GRASSI

In der Ostschweiz sollen ab 2027 selbst-
fahrende Postautos unterwegs sein. Das
versprechen das Transportunternehmen
Postauto und der chinesische Technolo-
giekonzern Baidu. Die Fahrzeuge sollen
in den Kantonen St. Gallen, Appenzell
Ausser- und Innerrhoden und Thurgau
zum Einsatz kommen. Erste Kartogra-
fierungsfahrten sind laut Postauto schon
für Dezember 2025 geplant – jedoch mit
Sicherheitsfahrern und ohne Passagiere.

Im ersten Halbjahr 2026 sollen dann
erste Fahrgäste die Taxis ausprobie-
ren können. Auch hier seien aber noch
Sicherheitsfahrer anwesend, schreibt
Postauto in der Mitteilung. Läuft alles
glatt, sollen 2026 auch erste Fahrten ohne
Begleitung stattfinden. Das Unterneh-
men strebt einen regulären Betrieb für
Anfang 2027 an.

Das Angebot heisst «Amigo» und
wird vom Bundesamt für Verkehr
(BAV), dem Bundesamt für Strassen
(Astra) und dem Touring-Club Schweiz
(TCS) unterstützt. Für die autonomen
Taxis arbeitet Postauto mit der chinesi-
schen Techfirma Apollo Go, einer Toch-
terfirma von Baidu, zusammen. Apollo
Go habe bereits eine automatisierte
Flotte von 1000 Fahrzeugen und sei in
16 Städten vertreten, heisst es in einer
Mitteilung von Baidu, darunter Dubai,
Abu Dhabi und Hongkong.

Die Schweiz als Marktöffner

Bereits im Mai hatte das «Wall Street
Journal» über eine mögliche Zusammen-
arbeit von Apollo Go und Postauto be-
richtet. In einem Interview mit der NZZ
EndeAugust sagte der Europa-Chef der
Intelligent Driving Group von Baidu,
Yong Gessner, die neutrale Schweiz
biete sich als Einstiegspunkt für den
europäischen Markt an.

Auf die Frage, was mit Schweizer
Nutzerdaten passieren würde, antwor-
tete Gessner: «Sie bleiben bei unseren
lokalen Partnern, wir haben darauf kei-
nen Zugriff.» In der Mitteilung von Post-
auto heisst es ein paar Monate später
lediglich, die Datenverarbeitung werde
im Einklang mit dem Schweizer Gesetz
und der Datenschutz-Grundverordnung
der EU erfolgen.

Für Postauto ist es nicht das erste sol-
che Projekt. Bereits vor einigen Jahren
lancierte das Unternehmen die Smart-
Shuttles. Zwei automatisierte Busse
chauffierten Gäste erst 2016 im Zen-
trum von Sion und dann 2021 im Quar-
tier Uvier herum.Laut eigenenAngaben
gehört Postauto zu den erstenAnbietern
auf derWelt, die solche Busse auf öffent-
lichen Strassen einsetzten.

Pilotprojekt im Zürcher Furttal

Derzeit laufen in der Schweiz auch an-
dere Aktionen zur automatisierten
Mobilität. Zum Beispiel das Projekt
«iamo», das die Non-Profit-Organisa-
tion Swiss Transit Lab zusammen mit
den Kantonen Zürich undAargau sowie
den SBB umsetzt.Geplant sind laut dem
Kanton Zürich bis zu vier selbstfahrende
Autos, als Pilotregion dient das Furttal
im Bezirk Dielsdorf.Ein öffentlicher Be-
trieb sei frühestens in der ersten Hälfte
von 2026 geplant. Auch bei «iamo» ist
mit WeRide eine chinesische Firma am
Projekt beteiligt.

25 Fahrzeuge sollen für «Amigo» im
Einsatz stehen – alle davon elektrisch
betrieben. Das sei das grösste bisher ge-
plante Angebot von selbstfahrenden Ta-
xis in Europa. Mit dem Angebot wolle
man Regionen bedienen,die bis jetzt mit
«dem klassischen Linienverkehr nicht
optimal erschlossen» seien, heisst es in
der Pressemitteilung. Die Taxifahrten
sollen über eine App buchbar sein.

Im linksextremen Lager gärt es
Rufe nach einer Aufarbeitung des Antisemitismus in den eigenen Reihen

DANIEL GERNY

Auch anderthalb Wochen nach der un-
bewilligten Palästina-Demo in Bern, die
in eine Gewaltorgie ausartete, ist die
Empörung nicht abgeklungen. Ein Poli-
zist hat sich von seinen Verletzungen
noch immer nicht erholt. Gleichzeitig
dürfte die von der Stadtberner Regie-
rung geplante Überwälzung der Folge-
kosten auf die Teilnehmer der Kund-
gebung schwierig werden. Dies sind nur
zwei der Schlagzeilen der letzten Tage.

Interessanterweise scheinen die
Stossrichtung der Demo sowie die Aus-
schreitungen danach aber auch im links-
extremen Lager mehr zu irritieren, als es
zunächst schien. Das zeigt ein Blick auf
das linksextreme Webportal Barrikade.
info. Betrieben wird es von einem Kol-
lektiv. Wer dahintersteht, ist nicht be-
kannt. Alle Texte sind anonym verfasst,
ein Impressum gibt es nicht.

Es wimmelt dort von aktivistischen
Pamphleten für denAntifaschismus, den
Antikapitalismus und die Antiindus-
trialisierung. Regelmässig finden sich
dort auch Bekenntnisse zu Brand- und
Spray-Attacken. Auch werden Privat-
personen öffentlich diffamiert und mit
Namen und Adresse zum Abschuss frei-
gegeben, zum Beispiel wenn sie mit dem
Bau von Ausschaffungsgefängnissen zu
tun haben.

«Ein blinder Fleck»

Schon vor der Kundgebung wurde auf
Barrikade.info allerdings auch ein kriti-
sches Communiqué aufgeschaltet. Dem
israelischen Staat wurde darin zwar ein
«genozidales Verhalten» vorgeworfen.
Jedoch wurde auch die undifferenzierte
«Glorifizierung des palästinensischen
Widerstandes» kritisiert. Konkret hiess
es: «Der bewaffnete palästinensische
Widerstand ist vollständig unter Kon-
trolle von Jihadisten.»

Inzwischen sind auf Barrikade.info
weitere Texte zu der Kundgebung er-
schienen, die teilweise in eine ähnliche
Richtung zielen oder sogar noch deut-
licher werden: «Wir haben lange genug
zum Antisemitismus in unseren eigenen
Reihen geschwiegen, lasst ihn uns nun
endlich überwinden», heisst es in einem
Artikel unter dem Titel «Blinder Fleck
Antisemitismus – Ein Appell».

Kritisiert wird darin unter anderem
«das judenfeindliche Vokabular der
Hamas-Fans, welche den immer offen-
sichtlicher werdenden Antisemitismus
der Linken leugnen und die Demo des
11. Oktober verzweifelt verteidigen». Es
gebe zwar keine Verteidigung für das
Vorgehen Israels im Gazastreifen und
die rücksichtslose Kriegsführung.

Doch man müsse sich eingestehen,
dassTeile der Linken den Frieden in Nah-
ost nicht wollten:Diese übernähmen «die
Symbolik einer Kriegspartei (Hamas, sel-

tener Israel) und stürzen sich in einen
Fanatismus hinein». An der Demo in
Bern seien es vor allem Linke gewesen,
die den Antisemitismus und Menschen-
verachtung legitimiert hätten: «Und ge-
traut man sich, das auszusprechen, for-
men diese Leute einen Lynchmob.»

Offen wird die Tonalität anlässlich
der Demo kritisiert: «Wollen wir wirklich
weiterhin einen Mob dulden, der Paro-
len wie ‹From the river to the sea› grölt,
überall rote Dreiecke malt, falsche Paläs-
tina-Karten zeichnet und ‹Zionist*innen›
dämonisiert?» Die Linke habe sich von
ihren Idealen entfernt, heisst es in einem
weiteren Text: «Wenn ich vor zwei Jah-
ren gesagt hätte, dass ein kriegsbegeister-
ter, antisemitischer Mob in Bern gewütet
und dabei einfache Gastroangestellte in
Lebensgefahr gebracht hat, hätten die
wenigsten an Linke gedacht.»

Längst nicht alles, was man auf Bar-
rikade.info liest, zielt in diese Richtung.
In anderen Texten wird weiterhin ver-
sucht, die Eskalation zu rechtfertigen.
Die Polizei bleibt ein Feindbild, Gewalt
wird oft weiterhin als legitimes Mittel
propagiert. Auch die Palästina-Demo
in Bern wird nicht von allen kritisch ge-
sehen: «Tausende Menschen des Gewis-
sens sind gestern nicht nur marschiert,
nein, sie haben der Staatsmacht furcht-
los die Stirn geboten.»

Wie die Artikel zustande gekommen
sind und von wem sie stammen, ist nicht
bekannt. Barrikade.info sei offen für
alle Inhalte, die nicht den Grundsätzen
widersprächen, heisst es in den Platt-
formregeln. Jeder eingesandte Artikel
werde von einem «rotierenden Kollek-
tiv» gelesen. Es werde geprüft, ob der
Artikel «vollständig und verständlich»
sei und ob der Inhalt den Grundsätzen
der Plattform entspreche.

Es ist deshalb schwer einzuordnen,
welche Bedeutung die missbilligenden
Stimmen zur blinden Solidarität mit der
palästinensischen Sache im linksextre-
men Lager haben. Auch lässt sich nicht
abschätzen,wie gross die Unterstützung
für diese Sicht ist. Die Debatte zeigt
allerdings, dass es auch innerhalb der
linksextremen Szene gärt. Zur Demo
in Bern sind auf dem Portal inzwischen
rund zehn teilweise sehr kontroverse
Texte erschienen.

Interessanter Zeitpunkt

Dass die einseitige Parteinahme beim
Krieg im Gazastreifen teilweise selbst
in diesem Lager auf Kritik stösst, hat
sich vereinzelt schon früher angedeu-
tet. Beispielsweise als sich die Juso für
die Unterstützung der als teilweise
antisemitisch eingestuften BDS-Be-
wegung aussprach. Die Geschäfts-
leitung der Juso versuchte die Resolu-
tion damals abzuschwächen. Der Ent-
scheid zugunsten der BDS-Variante
fiel schliesslich klar, aber keineswegs
geschlossen aus.

Inzwischen zeigt sich offensicht-
licher, dass sich die Parteinahme für
eine islamistische Kriegspartei, die ihre
Menschenverachtung und ihren Anti-
semitismus seit Jahren zelebriert, auch
mit linken Idealen nicht in Einklang
bringen lässt.Auch aus anderem Grund
kommen die Irritationen auf Barri-
kade.info zu einem interessanten Zeit-
punkt: Am Samstag entscheiden die
SP-Delegierten über eine Gaza-Reso-
lution, mit der das Vorgehen Israels in
scharfen Worten kritisiert werden soll.
Die Debatte wird mit Spannung erwar-
tet:Wortlaut und Tonalität der Resolu-
tion stehen noch nicht fest.

Die Palästina-Demo in Bern vom 11. Oktober irritiert auch viele Linke. P. KLAUNZER / KEYSTONE

Kein Kopftuchverbot
an öffentlichen Schulen
atz. · Das Parlament hatte den Bundesrat
beauftragt, seine Handhabung mit Kopf-
tüchern darzulegen.Konkret hat es ange-
regt, über ein Kopftuchverbot an Kinder-
gärten und Schulen für Schülerinnen und
Schüler unter 16 Jahren nachzudenken.
«Kleidungsstücke, welche Unterordnung
und Diskriminierung von muslimischen
Mädchen ausdrücken, widersprechen [...]
der Bundesverfassung», begründete die
Mitte-Nationalrätin Marianne Binder-
Keller im entsprechenden Postulat. Am
Mittwoch hat die Landesregierung Stel-

lung dazu genommen. Wie der Bundes-
rat in einem Communiqué schreibt, sieht
er davon ab, ein solches Verbot einzu-
führen. «Das geltende Recht stellt aus-
reichend sicher, dass alle Mädchen am
Schul-, Sport- und Schwimmunterricht
teilnehmen können», heisst es in der Mit-
teilung. Dazu seien «sowohl das Schul-
wesen als auch die Regelung desVerhält-
nisses zwischen Kirche und Staat» Sache
der Kantone.EinVerbot von Kinderkopf-
tüchern liesse sich deshalb «nicht verfas-
sungskonform ausgestalten».

Presidential Suite
eine abendfüllende

Musik-Satire

ZÜRICH, THEATER RIGIBLICK 22./23.11.2025 & 04./05.12.2025

AROSA, HUMORFESTIVAL 06.12.2025

WINTERTHUR, CASINO THEATER 07.12.2025

BADEN, KURTHEATER 31.12.2025 – Grosse Silvestergala

Weitere Termine & Infos: www.chjj.ch
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Gericht weist Beschwerde gegen Isabel Garcia
nach Wechsel von GLP zu FDP ab
Die Gerichtsakten erlauben einen neuen Einblick in den Fall um die Kantonsrätin

CLAUDIA REY

Isabel Garcia darf Zürcher Kantons-
rätin bleiben. Das Zürcher Verwal-
tungsgericht hat eine Beschwerde gegen
ihre Wahl abgewiesen. Damit findet ein
Rechtsstreit, der mehr als eineinhalb
Jahre gedauert hat, zumindest vorüber-
gehend ein Ende. Das Urteil, das der
NZZ vorliegt, offenbart, wie es tatsäch-
lich zu dem spektakulären Wechsel ge-
kommen ist, der mit all seinen Folgen im
Februar 2023 die Zürcher Politik durch-
geschüttelt hat.

Garcia war im Februar 2023 für die
GLP in den Kantonsrat gewählt worden.
Nur elf Tage später wechselte sie die
Partei – von der GLP zur FDP. Und das
just einen Tag nachdem das kantonale
Wahlresultat rechtskräftig wurde. Da-
mit löste Garcia Entrüstung aus. Wohl
auch, weil durch den Wechsel im Kan-
tonsrat die Mehrheitsverhältnisse kipp-
ten. Die sogenannte «Klima-Allianz»
aus GLP, Grünen, SP, EVP und AL
verlor ihre knappe Mehrheit. Öffent-
lich wurde Garcia kritisiert und diffa-
miert. Unbekannte hängten in der Stadt
Zürich Schmähplakate auf mit ihrem
Gesicht darauf.

Die Kritiker von Garcia argumentier-
ten, sie habe die Wählerinnen und Wäh-
ler getäuscht, indem sie unter dem La-
bel GLP angetreten sei, obwohl sie den
Übertritt zur FDP damals schon geplant
habe. Garcia hat stets bestritten, den
Entscheid zum Übertritt schon vor den
Wahlen gefällt zu haben. Die AL und die
Grünen reichten schliesslich ein Miss-
trauensvotum ein. Doch die Mitglieder
des Kantonsrats lehnten dieses deutlich
ab. Damit hätte der Fall abgeschlossen
sein können. Doch es kam anders.

Entscheid nach Wahl getroffen

Ein bis dahin unbekannter Jusstudent
zog den Fall vors Bundesgericht. Unter-
stützt wurde die Beschwerde von Poli-
tikern von links bis rechts. Am 22. Mai
2025 entschied das Bundesgericht
schliesslich überraschend: Fasst eine
Parlamentarierin schon vor ihrer Wahl
den Entschluss, danach die Partei zu
wechseln, dann ist das eine schwerwie-
gende Täuschung, die mit dem Verlust
des Mandats einhergehen muss.

Die Entscheidung, ob das bei Garcia
der Fall war, übertrug das Bundesgericht
dem Verwaltungsgericht. Nun hat dieses
sein Urteil gefällt: Die Beschwerde wird
abgelehnt. Garcia darf Kantonsrätin
bleiben. Im Auftrag des Bundesgerichts
hat das Verwaltungsgericht etliche Zeu-
ginnen und Zeugen befragt. E-Mails und
Nachrichten von Garcia wurden hin-
gegen nicht beschlagnahmt – dafür fehle
die erforderliche gesetzliche Grundlage,
heisst es im Urteil.

Das Papier ermöglicht einen Einblick
in die Causa, der der Öffentlichkeit bis-
her vorenthalten war. So wird etwa Gar-
cia zitiert, die sich bisher in der Öffent-
lichkeit zu ihrem Wechsel eher be-
deckt hielt. Einzig der NZZ hatte sie
im Februar 2023 ein Interview zu dem
Thema gegeben. Im Urteil erfährt man
nun Garcias Begründung: Sie habe sich
aus einer Notsituation heraus dazu ent-
schieden, zur FDP zu wechseln.

Nach der Wahl habe sie anstatt Er-
leichterung und Freude ein Gefühl von
Verzweiflung, Ausweglosigkeit und Be-
klemmung verspürt. Sie sei in eine
Art Loch gefallen. Es sei ihr psychisch
immer schlechter gegangen. Es sei für

sie unerträglich gewesen, sich vorzustel-
len, weitere vier Jahre im selben Umfeld
weiterzuarbeiten.

Da sie weiterhin politisch habe tä-
tig sein wollen, habe sie keine Alterna-
tive gesehen, als die Partei zu wechseln.
Sie habe sich etwa drei oder vier Tage
nach der Wahl entschieden, die Partei zu
wechseln. Wann genau, daran erinnere
sie sich nicht mehr. Jedenfalls habe sie
erst mehrere Tage nach der Wahl Për-
parim Avdili angerufen, den Präsiden-
ten der FDP der Stadt Zürich.

Neben Garcia hat das Verwaltungs-
gericht auch Simon Affentranger be-
fragt, den Co-Präsidenten der GLP der
Stadtkreise 3 und 9. Er soll ausgesagt

haben, Garcia habe generell viel und
gerne kritisiert. Er erinnere sich rück-
blickend an einen Ausbruch von Garcia
gegen Ende des Wahlkampfes, der be-
sonders heftig und im Nachhinein be-
trachtet vielleicht doch bereits ein deut-
liches Anzeichen für eine Entfremdung
stärkeren Ausmasses gewesen sei.

Zeugen waren überrascht

Ebenfalls als Zeuge befragt wurde Për-
parim Avdili. Er sagte, er habe zwar
schon vor der Wahl herausgespürt, dass
Garcia unzufrieden sei in der GLP. Dies
etwa bei einem gemeinsamen Gespräch
bei einem Bier nach einer Sitzung.Trotz-
dem sei er überrascht gewesen, als Gar-
cia ihn angefragt habe, ob ein Partei-
wechsel möglich wäre. Sie hätten ent-
gegen aller Gerüchte nicht vor der Wahl
konkret darüber gesprochen. Er habe
Garcia lediglich signalisiert, dass sie in
der FDP mit ihrer Gesinnung sicher
auch «am richtigen Ort» wäre.

Neben Avdili und Affentranger wur-
den weitere Politikerinnen und Politi-
ker durch das Verwaltungsgericht be-
fragt. Was genau das Verhältnis zwi-
schen Garcia und der GLP derart
stark zerrüttet hat, blieb für die Rich-
ter jedoch unklar. Das sei aber auch
nicht entscheidend, heisst es im Urteil
weiter.

Entscheidend sei hingegen, dass alle
Befragten übereinstimmend ausgesagt
hätten, dass sie vor der Wahl Gerüchte
gehört hätten, Garcia sei in der GLP

nicht mehr zufrieden. Trotzdem seien
alle Zeugen aufrichtig überrascht gewe-
sen von ihrem Wechsel. Im Urteil heisst
es zudem, Garcia habe begründen kön-
nen, weshalb sie am 12. Februar 2023
der Wahlfeier der GLP ferngeblieben
sei. Sie habe erzählt, dass es ihr gesund-
heitlich damals schlecht gegangen sei.
Alles in allem fehlt es laut dem Verwal-
tungsgericht an klaren Anhaltspunkten
dafür, dass Garcia bereits vor ihrer Wie-
derwahl entschieden hatte, die Partei zu
wechseln, und die Stimmberechtigten so
irregeführt hat.

Das Verwaltungsgericht lehnt die Be-
schwerde deshalb ab. Ganz klar scheint
der Fall indes nicht gewesen zu sein. So

wird aus dem Urteil offensichtlich: Eine
Minderheit der Kammer war anderer
Meinung. Die Meinung der Minderheit
ist an das eigentliche Urteil angehängt.
Und darin steht: «Es ist lebensfremd,
dass Isabel Garcia sich nicht mehr er-
innern kann, wann sie den Entscheid
genau getroffen hat und wann das ent-
scheidende Telefonat mit dem Zeugen
Avdili stattfand.» Vielmehr sei es «über-
wiegend wahrscheinlich, dass sie diesen
einschneidenden Schritt in ihrem Le-
ben wohlüberlegt vor der Wahl getrof-
fen und vorbereitet» habe. Garcia habe
sich schon zuvor von der GLP entfrem-
det und sich mit der Stadtpartei zerstrit-
ten. Und sie habe ihre einzige Einkom-
mensquelle nicht verlieren wollen.

Die Minderheit ist zudem der Mei-
nung, dass die Kammermehrheit im
Falle Garcia das Beweismass unzuläs-
sig herabgesetzt habe. Sie habe sich da-
mit begnügt, dass das Verhalten von Isa-
bel Garcia «nicht ausserhalb der allge-
meinen Lebenserfahrung» liege. In die-
sem Fall gelte aber das Beweismass der
überwiegenden Wahrscheinlichkeit, so
die Gegenstimmen. Die Minderheit
kommt deshalb zu dem Fazit, dass das
Gericht verpflichtet gewesen wäre, wei-
tere Untersuchungen vorzunehmen.

«Parteiwechsel gehören dazu»

Passieren wird das nun – zumindest vor-
läufig – nicht. Und das freut die Zürcher
FDP. Der Parteipräsident Filippo Leu-
tenegger lässt sich in einer Medienmit-
teilung zitieren: «Parteiwechsel gehören
zur Schweizer Politik. Das muss ausge-
halten werden. » Und er ergänzt: «In der
Schweiz werden Persönlichkeiten, nicht
Funktionäre gewählt.» Dieser Grund-
satz habe sich bewährt und gebe den
Politikerinnen und Politikern Spielraum
für eigene Entscheidungen.

Isabel Garcia selbst sagt: «Der Ent-
scheid des Verwaltungsgerichts setzt
der Kontroverse über meinen Einsitz
im Kantonsrat ein Ende. Es ist eine
Genugtuung für mich, dass meine Be-
weggründe für den Parteiwechsel an-
erkannt und die gegen mich erhobe-
nen Vorwürfe zurückgewiesen wur-
den.» Sie freue sich darauf, ihre Ener-
gie wieder voll für die politische Arbeit
einsetzen zu können.

Die GLP teilt in einer Medienmittei-
lung mit, man nehme den Entscheid zur
Kenntnis und begrüsse, dass die politi-
schen Themen nun wieder in den Vorder-
grund rücken könnten. Ganz vorbei ist
die Geschichte für Garcia trotzdem nicht.
Der Entscheid ist noch nicht rechtskräf-
tig. Gegen das Urteil kann Beschwerde
beim Bundesgericht erhoben werden.

Urteil VB.2024.00 351 vom 4. September
2025, noch nicht rechtskräftig.

Anwohner bringt Sanierung von Schulanlage zum Stillstand
Kurz nach Baubeginn steht die Baustelle beim Schulhaus Aemtler still – wegen einer Heizung

FRANCESCA PRADER

Als in den Sommerferien die Bagger bei
der Schulanlage Aemtler im Zürcher
StadtteilWiedikon auffuhren,sollte es der
Beginn von langjährigen Sanierungsarbei-
ten sein. Sollte. Denn knapp drei Wochen
nach dem Start der Bohrungen pfiff das
Baurekursgericht die Stadt mit einer
superprovisorischen Verfügung zurück.

Bis 2032 will die Stadt die 1908 er-
stellten Schulhäuser instand setzen, zwei
Wärmepumpen mit Erdsonden und
Photovoltaikanlagen einbauen. Die alte
Ölheizung hat ausgedient. Zudem sol-
len die Küche und die Betreuungsräum-
lichkeiten erweitert werden, um den An-
forderungen der Tagesschule gerecht zu
werden. 140 Millionen Franken kostet
das Unterfangen voraussichtlich.

Im Zentrum der ersten Bauphase
sollte das sogenannte Erdsondenfeld
stehen, welches unter der Aemtlerwiese
vorgesehen ist. Von einem Erdsonden-
feld ist dann die Rede, wenn in räum-
lichem Zusammenhang mehr als fünf
Erdsonden gebaut werden.Aus geologi-
schen Gründen sei dies der einzig mög-
liche Ort, teilte die Stadt letzten Dezem-
ber mit. Danach sollten drei Schulraum-
provisorien aufgestellt werden.

Verzögerungen und Mehrkosten

Wie die Plattform Quartiernetz3 zuerst
berichtete, hat ein Anwohner Rekurs
gegen das Bauvorhaben eingereicht.
Diesem hat das Baurekursgericht auf-
schiebende Wirkung erteilt. Will heis-
sen: Solange der Rekurs nicht vom Tisch

ist, stehen die Baumaschinen still. Von-
seiten des städtischen Hochbaudepar-
tements der Stadt Zürich heisst es, der
Rekurrent beanstande, dass es durch
die Arbeiten an der Erdwärmepumpe
wegen des hohen Grundwasserspie-
gels zu einem sogenannten Grundbruch
kommen könnte. Also dazu, dass der
Boden seitlich wegbricht. Zudem mo-
niere der Anwohner, das Erdsondenfeld
der Schulanlage werde den benachbar-
ten Grundstücken die Wärme entziehen.

Wie lange die Zwangspause dauert und
inwiefern sie sich auf das gesamte Projekt
auswirkt, ist offen. Die Stadt rechnet mit
Verzögerungen und Mehrkosten. Beides
könne zum heutigen Zeitpunkt noch nicht
beziffert werden, heisst es vonseiten des
Hochbaudepartements. Auch dazu, wie
oft es vorkommt,dass Rekurse bereits be-

gonnene Bauarbeiten stoppen, kann die
Stadt keine Angaben machen. Entspre-
chende Erhebungen gebe es nicht.

Sicher ist: Der Baustopp wirkt sich
auf das ganze Projekt zur Sanierung
der Schulanlage aus. Denn solange die
Arbeiten für die Wärmepumpe nicht ge-
macht sind, können auch die Provisorien
nicht gebaut werden. Diese wiederum
sind zwingend nötig, um die Schulanlage
zu sanieren. Die Gebäude im laufenden
Betrieb instand zu setzen, ist gemäss An-
gaben der Stadt nicht möglich.

Kritik an Provisorium

Die anstehende Instandsetzung der
Schulanlage hatte im April zu einer un-
gewöhnlichen Debatte im Zürcher Stadt-
parlament geführt. Kritisiert wurden da-

bei nicht die Gesamtkosten der Sanie-
rung, sondern die der Schulraumproviso-
rien. Insbesondere die des Provisoriums
mit Küche, welches für gut fünfzehn
Monate benötigt wird. Kostenpunkt: fünf
Millionen Franken. Mit 62 zu 53 Stimmen
wies das Parlament das Geschäft zurück.
Der Stadtrat solle aufzeigen, wie die
Schülerinnen und Schüler anderweitig
verpflegt werden könnten. Zudem solle
er den Kauf der Provisorien prüfen.

Die Schulanlage Aemtler umfasst
nebst Primar- und Sekundarstufen auch
einen Kindergarten. Die Schülerinnen
und Schüler werden nun wohl länger in
ihren angestammten Klassenzimmern
unterrichtet als erwartet. Die Bagger
sind inzwischen abtransportiert wor-
den, die Baustelle auf der Aemtlerwiese
ist verwaist.

Aufatmen für Isabel Garcia: Es sei eine Genugtuung für sie, dass das Verwaltungs-
gericht die Vorwürfe gegen sie zurückgewiesen habe, sagt sie. MAURICE HAAS FÜR NZZ

Im Auftrag
des Bundesgerichts hat
das Verwaltungsgericht
etliche Zeuginnen und
Zeugen befragt.


